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In eigener Sache 

 

Endlich hat der Frühling Einzug gehalten! Wir überreichen Ihnen als kleines Osterpräsent unsere zweite 

Mandanteninformation des Jahres 2023. 

 

Seit dem 13.03.2023 ist Frau Caroline Solbrig als wissenschaftliche Mitarbeiterin für uns tätig. Sie wird 

uns in den Bereichen des Medizin- und Verwaltungsrechts unterstützen. 

 

Am 08.05.2023 wird Herr Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck eine Inhouse-Veranstaltung „Schrott- 

bzw. Problemimmobilien“ beim ZV Studieninstitut für kommunale Verwaltung Südsachsen halten. 

 

Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen hat im März Inhouse-Schulungen bei Zweckverbänden zu den 

Themen „Buß- und Zwangsgeldverfahren – Sachverhalte nach der Abwassersatzung“ und 

„Widerspruchsbearbeitung“ gehalten. Für Mai/Juni gibt es noch freie Termine für Inhouse-Schulungen, 

z.B. auch zu den Themen „Bescheidtechnik – Aufhebung und Änderung von Bescheiden“ und 

„Gebührensatzung – Mahnwesen“. 

 

Herr Rechtsanwalt Michael Raden wird am 28.04.2023 ein Online-Seminar bei der Stadtentwässerung der 

Landeshauptstadt Dresden mit dem Thema „Veränderungen im Wasserrecht“ und am 15.05.2023 und 

16.05.2023 das vom Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie angebotene 

Seminar „Kreislaufwirtschaftsrecht – Grundlagen“ im Bildungszentrum Reinhardtsgrimma durchführen. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre und viele sonnige und glückliche Stunden zu Ostern! 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte 
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Bundeverwaltungsgericht: Straßengebundener Transport von Klärschlamm zur 

kommunalen Kläranlage kann den Regelungen des Kreislaufwirtschaftsrechts 

unterfallen 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 23.06.2022 (7 C 3.21, NVwZ 2023, 98) entschieden, 

dass der straßengebundene Transport von Abwasser dem Kreislaufwirtschaftsgesetz auch dann 

unterliegen kann, wenn vor und nach dieser Beförderung eine Abwasserbeseitigung stattfindet und 

insoweit das Wasserhaushaltsgesetz gilt. 

 

Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens war das Begehren eines Pharmaunternehmens 

festzustellen, dass der Transport von Klärschlamm in einem Saug- und Pumpfahrzeug von ihrer 

betrieblichen Abwasserbehandlungsanlage zu einer kommunalen Kläranlage nicht den Regelungen des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes unterfällt. 

 

Das Unternehmen unterhält einen Anlagenstandort, der eine Produktionsanlage für die Herstellung von 

biopharmazeutischen Wirkstoffen sowie eine Zentrale Abwasserbehandlungsanlage (ZABA) umfasst. In 

der ZABA erfolgt eine mechanische Abtrennung von Feststoffen, sodann eine Eindickung mit 

gravimetrischen Verfahren durch eine Einleitung in ein Becken zum weiteren Absetzen von Feststoffen, 

schließlich das Abschöpfen des flüssigen Teils und dessen erneute Verwendung als Produktionswasser. 

Der übrig bleibende Rest weist einen Anteil Trockensubstanz von maximal 5–6 Prozent auf. In der von der 

Betriebsstätte des Unternehmens ca. fünf km entfernten kommunalen Kläranlage wird dieser Stoff 

zusammen mit anderem Schlamm weiterbehandelt, nachdem er von einem Saug- und Pumpfahrzeug 

aufgenommen und über öffentliche Straßen dorthin transportiert worden ist. 

 

Zunächst stellt das Bundesverwaltungsgericht fest, dass es sich bei dem Klärschlamm um Abfall i. S. d. § 3 

Abs. 1 Satz 1 KrWG handelt, weil hier der Wille zur Entledigung des Unternehmens als Besitzer des 

Klärschlamms nach Maßgabe des § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 KrWG anzunehmen sei. Nach dieser Vorschrift ist 

der Wille zur Entledigung hinsichtlich solcher Stoffe anzunehmen, die bei der Behandlung von Stoffen 

anfallen, ohne dass der Zweck der jeweiligen Handlung hierauf gerichtet ist. 

 

Bei dem in Rede stehenden Klärschlamm handelt es sich um einen Rückstand aus der 

Abwasserbehandlung. Der Schlamm fällt bei der Reinigung des in den Produktionsabläufen verwendeten 

Wassers durch die am Produktionsstandort betriebene ZABA an. Der Klärschlamm ist demnach gerade 

nicht das Zielprodukt des Aufbereitungsprozesses, sondern stellt vielmehr den Rückstand nach der 

Gewässerreinigung dar. 

 

Der Klärschlamm wird nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts während seines Transports von 

der privaten zur kommunalen Abwasseranlage nicht vom § 2 Abs. 2 Nr. 9 KrWG erfasst, wonach die 
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Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsrechts nicht für Stoffe gelten, sobald sie in Gewässer oder 

Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht werden. 

 

Die Ausschlussregelung des § 2 Abs. 2 Nr. 9 KrWG bezweckt die Anwendung von Wasserrecht, wenn Stoffe 

in Gewässer oder Abwasseranlagen eingeleitet oder eingebracht werden, weil dieses speziell auf 

derartige Fallkonstellationen und den Schutz des Umweltmediums Wasser ausgerichtet ist (vgl. BT-Drs. 

17/6052, 70). Dies setzt einen funktionalen Zusammenhang der Maßnahme mit dem 

Abwasserbeseitigungsprozess voraus. Dieser Prozess umfasst jeden Vorgang, der dazu dient, die 

Schädlichkeit des Abwassers zu vermindern oder zu beseitigen, namentlich die Schadstofffracht im 

Abwasser zu reduzieren. 

 

Zwar gelte, so das Bundesverwaltungsgericht, während der Behandlung des Abwassers, also hier des 

durch gewerblichen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderten Wassers (vgl. § 54 WHG Abs. 1 Satz 1 

WHG), in der ZABA das Wasserhaushaltsgesetz. Die Abwasserbeseitigung ende jedoch mit der Entnahme 

der Stoffe durch ein Saug- und Pumpfahrzeug aus der ZABA und beginne erst wieder – nach dieser Zäsur 

– mit dem Einbringen der Stoffe in die kommunale Kläranlage. Während der Zwischenphase des 

Transports der Stoffe auf der Straße von der ZABA zur kommunalen Kläranlage sei der 

Abwasserbeseitigungsprozess unterbrochen. Dies gelte unabhängig davon, ob es sich bei den 

entnommenen Stoffen um Abwasser, Roh- oder Klärschlamm handelt. Während des straßengebundenen 

Transports im Saug- und Pumpfahrzeug zur kommunalen Kläranlage finde keine Abwasserbeseitigung 

statt. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht ist auch der Auffassung des Berufungsgerichts 

(hier: Verwaltungsgerichtshof Mannheim) entgegengetreten, bei dem Saug- und Pumpfahrzeug, mit dem 

die Stoffe entnommen und transportiert werden, handle es sich um eine Abwasseranlage i. S. d. § 2 Abs. 

2 Nr. 9 KrWG. Der Begriff der Abwasseranlage setze eine Abwasserbeseitigung voraus (vgl. auch § 60 Abs. 

2 WHG). Das Fahrzeug diene ausschließlich dem Abpumpen und dem Transport des in der ZABA 

behandelten Wassers. Eine Behandlung der entnommenen Stoffe finde in dem Wagen nicht statt. 

 

Auch ein „Sammeln“ von Abwasser i. S. d. § 54 Abs. 2 Satz 1 WHG liege bei der Beförderung der Stoffe zur 

kommunalen Abwasseranlage durch das Saug- und Pumpfahrzeug nicht vor. Als „Sammeln“ im Sinne 

dieser Vorschrift werde das Zusammenführen von Abwasser aus unterschiedlichen Anfallorten durch 

Sammelleitungen sowie das Sammeln von Abwasser aus geschlossenen Gruben mit Fäkalienwagen und 

das Sammeln von Schlamm aus Kleinkläranlagen verstanden. Diese Voraussetzungen seien hier aber 

nicht gegeben. Ein Sammelvorgang – bezogen auf unterschiedliche Erzeuger oder verschiedene 

Anlaufstellen eines Erzeugers – stehe nicht in Rede. Stattdessen würden in der ZABA Stoffe – mit 

Ausschließlichkeit für das Unternehmen – nach einer Abwasserbehandlung zur Abholung bereitgestellt 

und anschließend zur kommunalen Kläranlage verbracht. 
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Zwar gehöre nach der Rechtsprechung des 9. Senats des Bundesverwaltungsgerichts das Sammeln des in 

Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms durch Transportfahrzeuge zur Abwasserbeseitigung i. S. d. § 54 

Abs. 2 Satz 2 WHG (vgl. BVerwG, Beschl. v. 07.02.2017 – 9 B 30.16). Diese Vorschrift sei hier aber nicht 

anwendbar, weil sie allein für Kleinkläranlagen gilt und es sich bei der ZABA nicht um eine solche handelt. 

Zudem sei bereits nach dem Wortlaut des Gesetzes vom Sammeln von Schlämmen aus typischerweise 

mehreren Kleinkläranlagen bzw. unterschiedlichen Anlaufstellen auszugehen. Die Regelung des § 54 Abs. 

2 Satz 2 WHG stelle klar, dass die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms zur 

Abwasserbeseitigung gehöre und dass solche Schlämme der Beseitigungspflicht in kommunalen 

Abwasserbehandlungsanlagen unterworfen werden können. 

 

Der Transport von nicht in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms zur kommunalen Abwasseranlagen 

unterfällt somit den abfallrechtlichen Vorschriften betreffend die Beförderung von Abfällen (§§ 53 – 55 

KrWG). Dagegen gehört das Sammeln und der Transport des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 

durch Transportfahrzeuge zur Abwasserbeseitigung (vgl. § 54 Abs. 2 WHG) und unterliegt nach § 2 Abs. 2 

Nr. 9 KrWG nicht dem abfallrechtlichen Regelungsregime. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Bundesarbeitsgericht: zur Dauer des Kündigungsverbotes während der 

Mutterschutzfrist 

 

Mit seinem Urteil vom 24.11.2022 (AZ: 2 AZR 11/22) hatte das Bundesarbeitsgericht über die Dauer des 

Kündigungsverbotes gemäß § 17 Abs. 1 MuSchG zu entscheiden.  

 

Die Parteien verband ein seit dem 15.10.2020 bestehendes Arbeitsverhältnis, welches der Arbeitgeber mit 

Zugang eines Schreibens an 06.11.2020 ordentlich zu kündigen beabsichtigte. Im 

Kündigungsschutzverfahren legte die Arbeitnehmerin mehrere ärztliche Bescheinigungen vor, wonach 

sie jedenfalls seit dem 26.11.2020 schwanger gewesen sei und die Ärzte den Geburtstermin auf den 

05.08.2021 prognostiziert hatten. Sie trug zudem vor, dass sie bereits bei Zugang der Kündigung 

schwanger gewesen sei, wenngleich sie erst ab dem 26.11.2020 sichere Kenntnis davon gehabt habe. Dass 

sie den Arbeitgeber nicht bereits vor dem 26.11.2020 von ihrer Schwangerschaft informiert habe, könne 

ihr daher nicht vorgeworfen werden. 

 

Der Arbeitgeber bestritt, dass die Arbeitnehmerin bei Zugang der Kündigung bereits schwanger war. 

Selbst wenn dies der Fall gewesen sein sollte, so hätte die Arbeitnehmerin den Arbeitgeber jedenfalls nicht 

unverzüglich informiert. Die Kündigung sei daher wirksam. 

 

Das Arbeitsgericht sowie das Landesarbeitsgericht hielten die Kündigung für wirksam. Das 

Landesarbeitsgericht führte insbesondere aus, dass eine durchschnittliche Schwangerschaft lediglich 266 

Tage dauere. Daher habe, wenn der Geburtstermin auf den 05.08.2021 festgesetzt sei, im Zeitpunkt des 

Kündigungszugangs am 06.11.2020 keine Schwangerschaft vorgelegen.  

 

Das Bundesarbeitsgericht hingegen hob die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts auf und verwies die 

Sache zur erneuten Verhandlung an das Landesarbeitsgericht zurück. Nach Auffassung des 

Bundesarbeitsgerichts sei insbesondere unter Beachtung des Unionsrechts davon auszugehen, dass die 

Mutterschutzfrist 280 Tage dauere. Dies sei die äußere zeitliche Grenze einer Schwangerschaft.  

 

Zwar würden insoweit auch Tage einbezogen, in welcher eine Schwangerschaft eher unwahrscheinlich 

ist. Es komme jedoch nicht auf den tatsächlichen naturwissenschaftlichen Beginn der Schwangerschaft 

an, sondern es gehe um eine Berechnungsmethode für die Bestimmung des Kündigungsverbotes, dem 

prognostische Elemente innewohnten und welche sich am verfassungsrechtlich gebotenen 

Schutzauftrag zu orientieren hätte. Das Kündigungsverbot im vorliegenden Fall habe damit bereits am 

29.10.2020 begonnen. 

 

Das Landesarbeitsgericht habe nun unter anderem weitere Feststellungen dazu zu treffen, ob und 

inwieweit die Arbeitnehmerin ihre Schwangerschaft gegenüber dem Arbeitgeber rechtzeitig bzw. nicht 

rechtzeitig aber unverschuldet anzeigte. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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Bundesarbeitsgericht: Auskunftsanspruch gegen den Arbeitgeber hinsichtlich 

Gehaltserhöhungen vergleichbarer Arbeitnehmer (hier: leitender Angestellter) 

 

Mit seinem Urteil vom 12.10.2022 (AZ: 5 AZR 135/22) hatte das Bundesarbeitsgericht über einen 

Auskunftsanspruch eines leitenden Angestellten gegen seinen Arbeitgeber hinsichtlich der 

Gehaltserhöhungen anderer leitender Angestellter zu entscheiden. 

 

Der Kläger war Bereichsleiter beim beklagten Unternehmen. Ab dem Jahr 2015 erhöhte der Arbeitgeber 

mehrmals das Jahreszieleinkommen, sodass es zuletzt im Jahr 2016 auf einen Betrag in Höhe von 

172.550,00 € lautete. In den Jahren 2017-2020 erhöhte der Arbeitgeber zwar die Jahreszieleinkommen 

anderer leitender Angestellter, nicht jedoch das des Klägers. 

 

Der Kläger sah sich darin ungerechtfertigterweise ungleich behandelt und klagte mit seinem ersten 

Klageantrag auf Auskunft, welche leitenden Angestellten welche Gehaltserhöhungen im fraglichen 

Zeitraum erhalten hätten. Mit seinem zweiten Klageantrag begehrte er eine entsprechende Erhöhung 

seines Jahreszieleinkommens für den Zeitraum. Auch der Kläger habe einen Anspruch auf eine 

„inflationsbedingte Gehaltserhöhung“, wie diese die anderen Angestellten erhalten hätten. Zur 

Begründung seiner Klage benannte er 13 mit ihm - nach seiner Auffassung - vergleichbare Arbeitnehmer, 

welche eine entsprechende Gehaltserhöhung erhalten hätten. 

 

Zunächst stellte das Bundesarbeitsgericht klar, dass in prozessualer Hinsicht zunächst - bis auf wenige 

Ausnahmen - keine Pflicht der nicht darlegungs- und beweisbelasteten Partei bestehe, Aufklärung zu 

betreiben. Jedoch könne sich in materiellrechtlicher Hinsicht aus dem Grundsatz von Treu und Glauben 

(§ 242 BGB) ein solcher Auskunftsanspruch ergeben. Dieser setze voraus, dass zwischen den Parteien eine 

besondere rechtliche Beziehung bestehe, die Existenz eines Leistungsanspruchs des 

Auskunftsersuchenden wahrscheinlich sei, er in entschuldbarer Weise keine genaue Kenntnis vom 

Umfang seiner Rechte haben könne und dem Anspruchsgegner die Auskunftserteilung zumutbar sei. 

Zudem dürften die allgemeinen Beweisgrundsätze nicht unterlaufen werden. 

 

Nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts seien diese Voraussetzungen anhand der Feststellungen des 

Landesarbeitsgerichts hier gegeben, sodass die Revision begründet sei. Die Vorinstanzen hätten die Klage 

auf Auskunft nicht abweisen dürfen. Insbesondere könne der Kläger keine Kenntnis davon haben, welche 

Angestellten welche Gehaltserhöhung aus welchen Gründen erhalten hätten. Weil der Arbeitgeber 

darlegte, dass Gehaltserhöhungen anderer Arbeitnehmer aus sachlichen Gründen erfolgt seien, hätte der 

Arbeitgeber zugleich diese sachlichen Gründe mitteilen können und müssen. Gleiches gelte für die 

Zuordnung zur Gruppe der „leitenden Angestellten“, von deren Details der Kläger keine Kenntnis haben 

könne. 

 



- 10 - 

 

Weil der vom Bundesarbeitsgericht festgestellte Fehler der Vorinstanzen in der Bewertung der 

Darlegungslast lag und der festgestellte Sachverhalt demgemäß nicht ausreichte, konnte das 

Bundesarbeitsgericht nicht in der Sache selbst entscheiden und hat den Rechtsstreit unter Aufhebung des 

angefochtenen Urteils an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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OVG NRW: Ersatzneubau eines Wohnhauses im Außenbereich grundsätzlich 

unzulässig 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Beschluss vom 19.12.2022 – 10 A 

2128/21 entschieden, dass bei einem Ersatzneubau im Außenbereich die Genehmigungsfrage neu zu 

stellen ist und dabei wieder der Grundsatz gilt, dass der Außenbereich von allen baulichen Anlagen 

freizuhalten ist.  

 

Zum Sachverhalt: 

In dem entschiedenen Fall hatten die Grundstückseigentümer eine Baugenehmigung zur Sanierung eines 

ehemals zu einer im Außenbereich belegenen Gärtnerei gehörenden Wohnhauses beantragt und 

erhalten. Als die Eigentümer im Rahmen des Bauvorhabens feststellten, dass die Bausubstanz deutlich 

schlechter als erwartet ist, entschlossen sie sich, das Gebäude abzureißen und durch einen äußerlich 

identischen Neubau zu ersetzen. Daraufhin verfügt die Bauaufsichtsbehörde eine Baueinstellung und 

erlässt eine Beseitigungsanordnung für den Ersatzneubau.  

 

Der hiergegen gerichtete Eilantrag der Grundstückseigentümer blieb in beiden Instanzen erfolglos. Die 

Gerichte stellten zunächst fest, dass der Neubau nicht von der Baugenehmigung umfasst sei, weil damit 

nur eine Sanierung und keine Neuerrichtung des Wohngebäudes genehmigt war. Unerheblich sei dabei, 

dass der Neubau äußerlich dem Vorgängergebäude entspreche und an der gleichen Stelle errichtet 

wurde. Da der Neubau auch Außenwände und Dachstuhl und damit statisch relevante Teile abgebrochen 

und neu errichtet habe, habe sich die Genehmigungsfrage neu gestellt. Außerdem sei dadurch von einer 

Neuerrichtung auszugehen, die im Außenbereich grundsätzlich unzulässig sei. Da das Wohnhaus im 

Außenbereich auch nicht ausnahmsweise zulässig sei, war die Baueinstellung und die Abrissverfügung 

rechtmäßig. 

 

Die Entscheidung zeigt erneut, dass erstens nicht von einer Baugenehmigung abgewichen werden sollte 

und zweitens, dass Gebäude im Außenbereich nicht ohne Genehmigung eines Ersatzneubaus beseitigt 

werden sollten, weil sonst die Gefahr besteht, dass der Bestandsschutz verloren geht und kein Anspruch 

auf eine neue Baugenehmigung besteht. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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OLG Düsseldorf: Bedenkenanzeige auch gegenüber professionellen Auftraggebern! 

 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 02.12.2022 – 22 U 113/22 zur Notwendigkeit und 

zum Inhalt einer Bedenkenanzeige gegenüber einem professionellen Auftraggeber entschieden.  

 

Der Auftraggeber hatte den Unternehmer mit Betonierarbeiten beauftragt. Nach deren Ausführung 

zeigten sich Mängel in den Wänden. Der Auftraggeber hatte diese selbst beseitigt und die dafür 

erforderlichen Kosten gegenüber dem Unternehmer geltend gemacht. Dieser verteidigte sich damit, dass 

Ursache eine fehlende Koordinierung durch den Bauleiter gewesen sei und er Hinweise gegenüber diesem 

erteilt habe.  

 

Das Landgericht hat der Klage auf Zahlung der Kosten für die Ersatzvornahme stattgegeben. Die 

hiergegen gerichtete Berufung wies das OLG Düsseldorf zurück. Zunächst wiesen die Gerichte darauf hin, 

dass es sich um einen BGB-Vertrag handelt, weil die VOB/B nicht wirksam einbezogen sei. Dafür genüge 

es nicht, dass die Vertragsparteien davon ausgehen, die VOB/B sei vereinbart. Dem Vertragsschluss lagen 

nur die AGB des Auftraggebers zugrunde.  

 

Das Gericht hatte festgestellt, dass die Betonierarbeiten mangelhaft waren. Dabei komme es nicht darauf 

an, ob die Mangelhaftigkeit auf einer fehlerhaften Planung des Auftraggebers beruhe. Der Unternehmer 

sei in diesem Fall nur dann von der Haftung für Mängel befreit, wenn er seine Bedenkenhinweispflicht 

erfüllt hat. Die Prüfungs- und Hinweispflicht entfalle nicht dadurch, weil es sich bei dem Besteller um ein 

professionelles Bauunternehmen gehandelt habe. Auch gegenüber professionellen Bestellern bestehe 

eine Bedenkenhinweispflicht; sie folge aus der Erfolgsverantwortung des Bestellers und diene nicht zum 

"Ausgleich" mangelnder Sachkunde des Bestellers. Ein zur Haftungsbefreiung führender 

Bedenkenhinweis - der bei BGB-Verträgen nicht zwingend schriftlich zu erteilen sei - setze voraus, dass 

der Besteller ausreichend gewarnt wird. Die nachteiligen Folgen und die sich daraus ergebenden Gefahren 

der unzureichenden Vorgaben müssten konkret dargelegt werden, damit dem Besteller die Tragweite der 

Nichtbefolgung klar wird. Allgemeine und vage Hinweise sind unzureichend. Diesen Anforderungen hatte 

der Unternehmer nicht genügt.  

 

Seine Hinweise erfolgten außerdem gegenüber dem Bauleiter. Da dessen Bevollmächtigung zu einer 

rechtsgeschäftlichen Abnahme nicht ohne weiteres auch die Vollmacht beinhalte, Bedenkenhinweise 

entgegen zu nehmen, hätte die Bedenkenanmeldung unmittelbar gegenüber dem Auftraggeber erfolgen 

müssen. Selbst wenn er entsprechend bevollmächtigt gewesen wäre, hätte die Bedenkenanmeldung 

gegenüber dem Auftraggeber erfolgen müssen, weil der Bauleiter für den Mangel verantwortlich war und 

sich dieser auch verschlossen habe. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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BGH: Auskunftsanspruch des Pflichtteilsberechtigten nach Ausschlagung seines 

Erbteils 

 

Mit seinem Urteil vom 30.11.2022 (Az.: lV ZR 60/22) hatte der Bundesgerichtshof über einen 

Auskunftsanspruch eines Pflichtteilsberechtigten zu entscheiden. 

 

Zu entscheiden war insbesondere, ob ein Pflichtteilsberechtigter nach der Ausschlagung seines Erbteils 

gem. § 2306 Abs. 1 Hs. 1 BGB nicht Erbe i.S.v § 2314 Abs. 1 BGB ist. 

 

Der Wortlaut des § 2314 Abs. 1 S. 1 BGB setzt voraus, dass der Pflichtteilsberechtigte ,,nicht Erbe ist".  

Die Vorschrift differenziere nach Auffassung des BGH jedoch gerade nicht nach dem Grund der fehlenden 

Erbenstellung. Ihr Wortlaut umfasse vielmehr sowohl die Enterbung des Pflichtteilsberechtigten als auch 

dessen Erbausschlagung nach § 2306 Abs. 1 Hs. 1 BGB. Es komme auch nicht darauf an, dass der 

Pflichtteilsberechtigte zu keiner Zeit Erbe war. Das Auskunftsrecht des seinen Erbteil gem. § 2306 Abs. 1 

Hs. 1 BGB ausschlagenden Pflichtteilsberechtigten unterlaufe auch nicht eine vom Gesetz 

vorgenommene Unterscheidung zwischen dem pflichtteilsberechtigten Nichterben und dem 

pflichtteilsberechtigten Miterben. Systematisch sei die Annahme eines Auskunftsrechts vielmehr 

folgerichtig, weil der Ausschlagende gem. § 2306 Abs. 1 Hs. 1, § 1953 Abs. 1 BGB als 

pflichtteilsberechtigter Nichterbe anzusehen ist. Der Sinn und Zweck des § 2314 Abs. 1 S. 1 BGB mache 

auch keine einschränkende Auslegung der Regelung erforderlich.  Da der Pflichtteilsberechtigte nach der 

Ausschlagung selbst keinen Zugriff auf den Nachlass mehr habe, benötige er zur Berechnung seines 

Anspruchs die weiterreichenden Auskunftsrechte des § 2314 Abs. 1 BGB. Seine tatsächliche Lage sei nicht 

mit der eines Miterben vergleichbar, sondern sei der eines pflichtteilsberechtigten Nichterben nach 

§ 2303 Abs.1 S. 1 BGB. 

 

Nach Auffassung des BGH steht einem Pflichtteilsberechtigten folglich auch nach Ausschlagung seines 

Erbteils gem. § 2306 I BGB ein Auskunftsanspruch gem. § 2341 BGB zu. 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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VG Dresden: Befangenheit von Gemeinderäten bei Bebauungsplänen 

 

Mit noch nicht rechtskräftigem Urteil vom 26.01.2023 – 7 K 1851/20 hat das Verwaltungsgericht Dresden 

im Rahmen eines Kommunalverfassungsstreits zur Befangenheit von Gemeindesratsmitgliedern bei 

einer Beschlussfassung über die Auslegung eines Bebauungsplanentwurfs zu entscheiden.  

 

Die vier Kläger sind Mitglieder des beklagten Gemeinderates. Sie bzw. nahe Angehörige besitzen 

Grundstücke entweder im Geltungsbereich des Bebauungsplans oder an dessen Grenze, aber außerhalb 

des Plangebiets. Alle vier Gemeinderäte wurden von der Beratung und Beschlussfassung über den 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss zum Entwurf des Bebauungsplans wegen Befangenheit nach § 20 

Abs. 1 SächsGemO ausgeschlossen. Hiergegen wandten sich die Gemeinderäte mit ihrer Klage. 

 

Das Verwaltungsgericht Dresden stellte fest, dass der Ausschluss rechtswidrig war, soweit es die 

Gemeinderäte betraf, deren Grundstücke nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplans lagen, sondern 

nur an deren Grenze. Der Ausschluss der Gemeinderäte, die Grundstücke im Geltungsbereich des 

Bebauungsplans besitzen, erfolgte demgegenüber zu Recht.  

 

Festsetzungen im Bebauungsplan hätten direkte Auswirkungen auf die Rechtstellung der Eigentümer von 

Grundstücken und können daher unmittelbare Vor- und Nachteile im Sinne von § 20 Abs. 1 SächsGemO 

bringen. Dieser Ausschlussgrund gelte nicht nur bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan in 

seiner endgültigen Fassung, sondern bereits bei der vorausgehenden Beratung und Entscheidung über 

die Billigung und Auslegung des Entwurfs. Eine Befangenheit bestehe auch dann, wenn der 

Bebauungsplan lediglich den status quo festschreibe, weil mit der Festlegung eine später abweichende 

Nutzung der Grundstücke ausgeschlossen sei. 

 

Bei Grundstücken außerhalb, aber in der Nähe des Plangebiets, gelte dies nicht, da sie von den 

Festsetzungen des Bebauungsplans grundsätzlich unberührt bleiben. Ein Sonderinteresse könne in diesen 

Fällen nur dann angenommen werden, wenn die angrenzenden Grundstücke zu dem Plangebiet in einer 

derart engen Beziehung stünden, dass sich die qualitative Veränderung der im Plangebiet liegenden 

Grundstücke unmittelbar auf die Nutzungsqualität der angrenzenden Grundstücke auswirke. Ein 

individuelles Sonderinteresse sei deshalb stets dann zu bejahen, wenn abwägungserhebliche Belange i. S. 

v. § 1 Abs. 7 BauGB betroffen sind und im Falle eines Normenkontrollverfahrens nach § 47 Abs. 2 VwGO 

die Antragsbefugnis zu bejahen wäre. Solche abwägungsrelevante Belange waren bei den beiden 

anliegenden Gemeinderäten aber nicht zu erkennen.  

 

Eine Tätigkeit eines Gemeinderates in einer Bürgerinitiative führe ebenfalls nicht zum Ausschluss wegen 

Befangenheit. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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VG Leipzig: Anzeigepflichten und Auskunftsbescheid 

 

Das Verwaltungsgericht Leipzig hat in den Urteilen vom 10.10.2022 - 6 K 1816/20 und 6 K 1817/20 

zugunsten des von unserer Kanzlei vertretenen Abwasserzweckverbandes (AZV) die Rechtmäßigkeit von 

Auskunftsbescheiden bejaht. 

 

Die jeweilige Klägerin (K) ist die Tochter/Ehefrau des X, welcher 2006 verstorben ist. Dieser war 

Eigentümer eines Grundstücks. Eine Änderung des Grundbuchs hinsichtlich des Eigentümers ist bisher 

nicht erfolgt. Seit 2010 soll das Grundstück an die zentrale Schmutzwasserentsorgung umgebunden 

werden. K bewohnt das Grundstück, gibt aber keine Auskunft, wer Grundstückseigentümer ist. Auf 

Ersuchen des AZV teilte das Amtsgericht (AG) mit, dass kein Nachlassvorgang ermittelt werden konnte. 

Ein Antrag des AZV auf Grundbuchberichtigung wurde durch das AG 2014 zurückgewiesen. Nach einem 

Schreiben des AG ist die K der Aufforderung des AG, einen Erbscheinantrag zu stellen, bislang nicht 

nachgekommen. Mit Bescheiden aus 2020 forderte der AZV die (jeweilige) K auf, Auskunft darüber zu 

erteilen, ob sie nach X (Mit-)Eigentümerin des Grundstücks geworden ist und verpflichtete sie, 

entsprechende Urkunden vorzulegen. Dagegen hat die K Widerspruch und Klage erhoben und begründet, 

dass es einer Ermittlung / Feststellung des Eigentümers des Grundstücks nicht bedarf. Die durch die 

Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlagen entstandenen Gebühren werden beglichen. Für die 

angeordnete Auskunfts- und Urkundenvorlagepflicht fehlt es an einer Rechtsgrundlage. 

 

Das Verwaltungsgericht hält die Bescheide für rechtmäßig und begründet dies wie folgt: Gemäß § 19a 

der Abwassersatzung des AZV kann dieser zur Erfüllung der nach der Satzung bestehenden 

Verpflichtungen, Anordnungen für den Einzelfall erlassen. Der AZV ist zur Beseitigung des Abwassers 

verpflichtet. Wie er diese Aufgabe erfüllt, entscheidet er auf Grundlage eines erstellten 

Abwasserbeseitigungskonzepts im Rahmen des Wasserrechts und nach seinem Ermessen. Demnach sind 

Kleinkläranlagen usw. unverzüglich außer Betrieb zu setzen, sobald das Grundstück an ein öffentliches 

Klärwerk angeschlossen ist. Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach den 

näheren Bestimmungen der Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentliche 

Abwasseranlage anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte, auf dem Grundstück anfallende 

Abwasser dem AZV im Rahmen des § 50 Abs. 1 bis 3 Sächsischen Wassergesetzes zu überlassen 

(Anschluss- und Benutzungszwang). Somit ist der Eigentümer eines Grundstücks auch verpflichtet, die 

Pflicht aus § 1 Abs. 4 Satz 2 AbwS, sein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage umzubinden und 

eine vorhandene Kleinkläranlage stillzulegen, umzusetzen, soweit die Voraussetzungen durch den AZV 

geschaffen worden sind. Dieser Verpflichtung ist der/die Eigentümer/in bis zum heutigen Tag nicht 

nachgekommen. Unter diesen Umständen ist der AZV auf Grundlage von § 19a AbwS berechtigt, 

gegenüber der K den streitgegenständlichen Bescheid zu erlassen, da überwiegende Anhaltspunkte dafür 

bestehen, dass diese Kenntnis über die Eigentumsverhältnisse des Grundstücks besitzt. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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VG Halle: Säumniszuschläge sind verfassungsgemäß 

 

Das Verwaltungsgericht Halle hat mit Urteil vom 28.11.2022 – 4 A 419/21 entschieden, dass gegen die 

Verfassungsmäßigkeit von § 240 AO, insbesondere gegen die Höhe des Säumniszuschlags von einem 

Prozent pro angefangenem Monat keine Bedenken bestehen. Die vom Bundesfinanzhof noch in seinem 

Beschluss vom 31.08.2021 geäußerten Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des § 240 Abs. 1 Satz 1 AO 

teilt das Verwaltungsgericht nicht.  

 

Das Verwaltungsgericht Halle verwies zur Begründung seine Entscheidung auf den Beschluss des 

Bundesverfassungsgerichts vom 04.05.2022 - 2 BvL 1/22. Mit diesem wurden Säumniszuschläge nach 

§ 193 Abs. 6 Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Höhe von einem Prozent pro 

angefangenem Monat für verfassungsgemäß erklärt. Das Bundesverfassungsgericht führt in dem 

Beschluss aus, dass es das Ziel dieser Säumniszuschläge sei, den Bürger zur zeitnahen Erfüllung seiner 

Zahlungsverpflichtungen anzuhalten und die Verletzung eben jener Verpflichtungen zu sanktionieren. 

Die Abschöpfung von Liquiditätsvorteilen sei damit nicht Haupt-, sondern allenfalls Nebenzweck der 

Regelung. Gerade anders als im Falle des § 233a AO (Verzinsung von Steuernachforderungen und 

Steuererstattungen) sei der Säumniszuschlag die Folge einer dem Versicherungsnehmer zurechenbaren 

Pflichtverletzung, der Nichtzahlung der Prämien trotz Fälligkeit und Einredefreiheit. 

 

Vor diesem Hintergrund sieht auch der Bundesfinanzhof in seinem nunmehr veröffentlichten Beschluss 

vom 20.09.2022 - II B 3/22 keinen Anlass, die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu 

§ 193 Abs. 6 Satz 2 VVG nicht auf Säumniszuschläge nach § 240 AO zu übertragen. Auch Letztere sei ein 

Druckmittel eigener Art, das den Steuerschuldner zur rechtzeitigen Zahlung anhalten solle. Dass darüber 

hinaus vom Steuerpflichtigen eine Gegenleistung für das Hinausschieben der Zahlung fälliger Steuern 

erlangt werden soll, sei daneben nur weiterer, aber nicht alleiniger Zweck des § 240 AO. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Verwaltungsgerichtshof Mannheim: Zulässigkeit einer Verpackungssteuer 

 

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim hat mit Normenkontroll-Urteil vom 29.03.2022 (2 S 3814/20) 

entschieden, dass es sich bei einer kommunalen Verpackungssteuer, deren Steuertatbestand nicht nur 

Einwegverpackungen für Speisen und Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle, sondern auch 

Einwegverpackungen für Produkte zum Mitnehmen (take-away-Verpackungen) erfasst, nicht um eine 

örtliche Verbrauchsteuer im Sinne von Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG handelt und eine solche Steuer in 

Widerspruch zum Abfallrecht des Bundes, namentlich zu den Vorgaben im Kreislaufwirtschaftsgesetz 

und im Verpackungsgesetz steht, wenn sie als Lenkungssteuer ausgestaltet ist.  

 

Gegenstand des Normenkontrollverfahrens war die Satzung der Universitätsstadt Tübingen über die 

Erhebung einer Verpackungssteuer (Verpackungssteuersatzung) vom 30.01.2020, die in ihrem § 1 Abs. 1 

bestimmte, dass die Stadt auf nicht wiederverwendbare Verpackungen (Einwegverpackungen) und nicht 

wiederverwendbares Geschirr (Einweggeschirr) sowie auf nicht wiederverwendbares Besteck 

(Einwegbesteck) eine Steuer erhebt, sofern Speisen und Getränke darin bzw. damit für den unmittelbaren 

Verzehr an Ort und Stelle oder als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getränk verkauft werden (z.B. 

warme Speisen und Getränke, Eis von der Eisdiele, Salat mit Soße und Besteck, Getränke „to go“). 

 

Ziel der Satzung war es, Einnahmen zum städtischen Haushalt zu generieren sowie die zunehmende 

Vermüllung des Stadtbilds durch im öffentlichen Raum entsorgte „to-go“-Verpackungen zu verringern 

und einen Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsystemen zu setzen. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof Mannheim erklärte die Satzung für unwirksam. 

 

Zwar handle es sich bei einer Verpackungssteuer, die durch kommunale Satzung erhoben wird, um eine 

Verbrauchsteuer, aber nicht um eine örtliche i. S. d. Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG, wenn sie nach ihrem 

satzungsgemäßen Steuertatbestand den Steuergegenstand nicht auf Verpackungen für Speisen und 

Getränke zum Verzehr an Ort und Stelle begrenzt. Der Steuertatbestand einer kommunalen 

Verpackungssteuer, die den Verkauf der Produkte zum Mitnehmen - d.h. als mitnehmbares take-away-

Gericht oder -Getränk erfasst, stelle rechtlich den örtlichen Bezug der Steuer nicht ausreichend sicher und 

gewährleiste damit nicht, dass der belastete Konsum vor Ort (im Gemeindegebiet) stattfindet. Bei 

Produkten zum Mitnehmen sei im Hinblick auf ihre Transportfähigkeit - auch über größere Strecken - ein 

Verbleiben im Gemeindegebiet nicht gewährleistet. 

 

Der Umstand, dass bei einem Verkauf als mitnehmbares take-away-Gericht oder -Getränk der Konsum 

und damit auch der Verbrauch der Verpackung am häufigsten im Gemeindegebiet stattfindet und 

dementsprechend dies den „typischsten“ Fall des Verbrauchs darstellt, genügt nach Auffassung des 

Verwaltungsgerichtshofs Mannheim nicht für die Annahme des örtlichen Bezugs der Steuer im Sinne der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Dieses hatte mit Beschluss vom 23.07.1963 (BvL 11/61) 
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zur Speiseeissteuer und Urteil vom 07.05.1998 (2 BvR 1791/95 u. a.) zur Kasseler Verpackungssteuer 

entschieden, dass eine örtliche Steuer normativ auf den Verzehr an Ort und Stelle abstellen müsse und 

hierüber nicht hinausgehen dürfe. 

 

Wegen des mit der Verpackungssteuer verfolgten Lenkungsziels, „to-go“ Verpackungen zu reduzieren 

und einen Anreiz zur Verwendung von Mehrwegsystemen zu setzen, prüfte der Verwaltungsgerichtshof 

Mannheim auch die Vereinbarkeit der Verpackungssteuer mit den kreislaufwirtschaftsrechtlichen 

Regelungen, insbesondere mit dem Kreislaufwirtschaftsgesetz und dem Verpackungsgesetz, und 

verneinte dieselbe. 

 

Die bundesrechtlichen Regelungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und insbesondere des 

Verpackungsgesetzes seien als abschließend anzusehen, so dass kein Raum für ausschnittsbezogene 

kommunale „Zusatzregelungen“ in Form einer Lenkungssteuer zur Vermeidung von 

Einwegverpackungen bleibe. 

 

Der Vorrang der Abfallvermeidung in § 6 Abs. 1 KrWG begründe für die Kommunen nicht die 

Zuständigkeit, die abfallwirtschaftliche Zielsetzung der Abfallvermeidung eigenständig 

„voranzutreiben“. Auch wenn das mit der Einführung der Produktverantwortung verfolgte Ziel einer 

Reduzierung des Verpackungsaufkommens auf Grundlage der bisherigen Regelungen im 

bundesrechtlichen Verpackungsgesetz nicht (ausreichend) erreicht worden sein sollte, sei es Sache des 

Bundesgesetzgebers, dem die Zuständigkeit zur umfassenden Regelung des Rechts der Abfallwirtschaft 

eingeräumt ist, für Abhilfe zu sorgen und das Regelungssystem des Verpackungsgesetzes 

fortzuentwickeln. 

 

Auch aus den Regelungen über das umweltpolitische Instrument des Abfallvermeidungsprogramms in § 

33 KrWG lasse sich keine Berechtigung der Kommunen ableiten, eine kommunale Verpackungssteuer in 

Widerspruch zur Konzeption des Bundesgesetzgebers einzuführen. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 

 


